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Betreff: Anhörungsverfahren zum Entwurf dnes Thüringer Gesetzes zur 'Herstellung von mehr
Transparenz in der Politik (Drs. 7/3356) und zum Entwurf dnes Thüringer Gesetzes zur Stärkung der
Parlamentär! s cTien Demokratie durch maximale Transparenz (Drs. 7/3387) .

Selir geehrte Aussdiussmitglieder, . . .

'für die, in Thüringen vertretenen .Bvangeljsehen Kirdien bedanken wir uns herz1ic1i für die Gelegentieit zur
StelltmgnahTne zu den uns tlbers.aTidten Gesetzentwürfen und geben folgende SteHungnalime sb:

/. GrunclsätzHcJies .'.''.

In den vorliegenden Gesetzentwürfen geht es um die Bitiführung dnes „lobbyreglsters". Beide
.Gesetzentwürfe stellen zurecht die Bedeutung VOT! Transparenz für ein deinokratisches Gemei.riwesen
heraus. Zum demokratisclien Staat gehört eiti naclivolIziehbarer'WilIensbtldungs- und Entscheidungspro-
zess. Unsacbgemäße Einflussn ahmen und einseitige 1nteressenwahrne}iTnungen sind möglichst auszuscblie-
ßen, um das Vertrauen in die demokratisch CT Bntsclieidungsprozesse zu stärken .und staatliches Handeln zu
piausibilisieren. Gerade auch die dnsc}meidenden TViaßnahmen im ZusaTnmenliang'mTt der Coronapandemie
verdeutlichen: Staatliches tiandeln ist auf die Akzeptanz m der Bevölkerung angewiesen. Einzelne Vorfälle
von Vorteiisnalime "und G.ewinnerzie1ung bescbädigen die Integrität der parlamentaTischeTt Entscheidungs-
Strukturen. Eine Stärkung der Transparenz des Staatshändetns, wie sie in den Gesetzentwürfen angestrebt
ist, wird von den Evangelisch en .Kirchen .in ihrer Ztelrichtüng befürwortet. Macbvollzldibarkdt von
Willen sbiidungs-und Entsclieidungsprozeissen ist-, ein wichtiger Baustein der freiTieitlich-dem okra tischen
Grtmdonhiung Thüringens und der Bundesrepublik. T-d'er sehen wir dnen großer gesellschaftlichen und
potitisdien Komens. . . . . .' . ' •

Der Freistaat Thüringen: hat den'parlamentarischen. Willensbildungsprozess mit den ^gelungen zur
Be.tetligrtentranspärenzdokumentation kenTitlich gemacht, indem die Beteiligung am Anhörungsverfaliren

.und ggf. der Inhalt einer Stellurignalnne veröffentlicM wird. An • diesem Verfahren .beteiligen sich äie
Evangelisch en Kirchen selbstverständlich, weil die Steliungn ahmen Teil des demokratischen Diskurses sind.
Soweit die evarigdlschen Kirchen in Stellungnahmeverfahren votierer, gesclHetif dies öffentlich. Dieses
Verfahren begrüßen wir, ,, . .



2. Kritische Kückfragen an beide. Gesetzentwürfe • . '. " • . .

Jenseits dieses Xonsenses. stellt sich u.B. die Trage, welche Anforderungen an Transparenz gesetzlich
.festgeschrieben werden sollen, damit der demokratische Prozess gestärkt und die Beteiligung am Diskurs
nk1it übermäßig, ersdawert wird. Dies wird im versandten, Fragenkatalog aus verschtedenen Prägen der
Praktionen deutlich. Beide Gesetzentwürfe streben Transparenz bei der Interessensvertretung 'an.
„tnteressensvettretung" wird dabei in' der Begründung des GesetzentwKrfs der Fraktionen Die Unke, SPD»
und Bündnis 90/Die Grünen (Drs. 7/3356) durchweg negativ beschrieben, sei es aufgrund des
Komiptionsgefä}irdyngspotentia1s, sei es als Interessenvertretung zur Brtangung wirtscliaftlicher Vorteile.
•Die Begründung zum Gesetzentwurf der CDU-Fraktion (Drs. 7/3387) ist differenzierter, wenn sie feststellt,
dass Parlament und 'Regierung audi auf die Beratung durcti FacMeute und die WalimehTnung externer
SacMainde angewiesen sein können. .

Üiesem Befund .ist unserer AnsicM hinzuzufügen > dass im . Grundsatz . Interessenvertretung und
Interessensausglelch durch d.emokratiscben Mehrheitsentscheiä permanenter Kern unseres Gemeinwesens ist
Regierung und Parlament nelimers Interessen der Bürgerinnen und Bürger mdit nur a)Ie vier Jahre Un Zuge
der Wahl watir, sondern beziehen diese durcti vielfältige Tormate formaler .und non-formaler
Kommunikation m den demokratischen Willensbildungs- und Entscbddimgsprozess ein. Ebenso sind die
Burgetinnen und Bürger Tncht'nur auf die Xundgabe ihrer Interessen 1m Rahmen der Wägten besclirankt,
sondern können auch unabhängig Nervön ihre Interessen äußern und vertreten. Diese Kpmmunikation ist
mclitnur.nicM „anrüchig", sondern Wesensbestandtell der Demokratie.
Eine unterschiedst ose Gleichsetzung von Interessenvertretung. •mit negativ konnotiertem „Lobbyismus41 ist
unserer Ansicht nacli nicht sachgemäß. .' ' . , . .

Vielmehr gilt: Die gemeinsam gewoltte Transparenz soll ünsachgemäße Interessenvertretung verhi'Tidern. Die
Voraussetzungen für-die Td3na1ime von Grundretlitsträgern am demokTatisctien Meinungsbildungs- und
Bntscheidungsprozess dürfen nicht so gestaltet sein, dass eine Beeinträchtigung dieser demokratischen
Prozesse droM. ... • •

2.1. Interessenvertretvng und Keg/stn'erungspfffcht . •

iTiteressemertretunig wird in beiden Gesetzentwürfen denkbar weit gefasst. Die Kegistrierungspflicbt /Wird
ausgelöst durcli jede Tätigkeit zum Zweck der unimttelbareTi oder mittelbaren. Einflussnahme auf den
WiHensbildungsprozess" (§ 7 Abs. 1 Drs. 3356) bzw. jeder „Kontaktiemng des Landtags" oder der Landes"

regierung im Zusammenhang mit ^edifsetzungsvorhaben (§ 2 Abs. 1 Ürs. 3387 ). 'Registrierüngspfiichtige
„iTiteressenvertr^timgen" im S1rui& der Entwürfe sind damit such: . . :

Der Gastwirt, der sidi bei seinem Landtagsabgeordneten über den Lockdov/n aufgrund der aktuellen
Co.Tona-VO beschwert. . ' , ,

Die tiauseigeritÜTnerm, die in der Btirgersprec}) stunde derLaftdtagsabgeordneteTi Macbbesserungen bei
einer erneuten Regelung zu den Straßenausbaubeitragen fordert:
Die Verantwortlichen .einer „Pridays for Fütyre"-Denipnstrationf die vom Freistaat eine nadi1ia1tige
Ktimaschutzgesetzgebung fordert. • ' • . . .. , .

Während einer Landtagsdebatte zur Situation der Pflege in Thtinngen demonstriert eine Gewerkschaft
vordemUmdtag. ;
Eine Kirchengemdnde fordert von der landesregierung emen allgeTndneTi Winterabschiebestopp.
Ein Bündnis gegen ^echtsextrermsmus gibt. gegenüber dem Nimsterium eine eTbetene StdIüngna}lTne

..zur geplanten Meufassung der PÖrderridiffinien des Landesprogramms für Demokratie, Toleranz und
Weltofferheit ab. ' ' .

Bine studentische Initiath/e fordert die Bnteig'nung von WohnuhgskoBzemen dnrcli den Freistaat;
In emem Zdtungskornmentar befürwoTfcet eine ^edakteuriT) diese Forderung.

§ 3 Abs. l verlangt dann ebenfalls Transparenz fUr jede unmittelbare und mittelbare Eüiflussnahme;



Durd) die weite Definition der Interessenvertretung •werden alle diese PäHe erfasst und
.registrierüngspfticbtig. „'Registrierung" bedeutet nacli den Bntwürfen die im Internet öffentlich einsehbare
,Vc;rzeichnung der Personeridaten und detaillierter Angaben zum persönlicTsen Hintergrund inklusive bspw.
der finanziellen Verhältnisse. Bs ist. unserer Ansicht nlcTit sactigeTnäß, unterschied s1 o s jede Beteiligung am
demokratischen Dtskurs bspw. von der Offenlegung der persönlichen fiTianzienen Verliältnisse abliängig zu
machen. TMotwendig ist also dne Begrenzung der 1Registrierungspflicht.
Als Beispiel und Vorbild kann insoweit die Regelung in § 2 LobbyregistergeseU voin 16. April 2021 (BGBI..
S. 818) dienen, Bedenkenswert ist, die Begrenzung, in Abs. 1 zu übernehTnen, wonac})
registrierimgspfHchtige Interessenvertretung nur bd einer regelmäßigen, dauerhaften oder gesdiäftsmäßigen
Interessenverfcretung gegeben ist.
Hs ist deslialb rtotwendig, bestimTnte Tätigkeiten von der ^egistriemngspfHcht auszuneTimen. Die in § 9
Abs. 2 Drs. 3356 und § 2 Abs. 4 Drs. 3386 vorgesehenen AusnalimeTi von der RegistrierungspfHcht sind
erga n ZfUrigsbe dürftig. VVir empfehlen insoweit die UbemahTne von ;§ 2 Abs. 2-4 Lobbyreglstergesetz. ITI •
diesen Absätzen sind nach ausgiebiger Diskussion auf Bundesebene verfassungsrechtlich notwendige als
aucHsachgemäße. Ausnahmen formuliert worden.' • . .

Für verfassungsrechtlich notwendig halten wir bspw. Ausnahmen von der Registrierungspfliclit für die
WaTirnebmung aussdiUeßIicTi persönliclier tTitere.ssen durch natürltciie Personen, für Petenten, für
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbande, soweit sie Birfluss auf Arbeits" und Wirtschaftsbedingungen
Tiebmen, für die poljtischeTi Parteien, für ^Hgions- und V\fe1tanschauungsgemeinsc1iaften und für die freie
Presse. Die Interessenvertretung 1tn gesellscbaftiicTien Berdcli gehört insoweit zur' grundrec1it1ich
gescliützten Tätigkeit und em EiTigriff in diesen Bereich ist nur iTn verfassungsrechttich zulässigen Maße
Tnögllch. , . ,

Üurch die Nögticbkeit der freiwilligen Registrierung kann die Mogliclikeit einer Beteiligung am
Lobbyregister geschaffen werden,

2.2. Kirchliche fnteressenvertretung . . • .

T>ie Vertretimg der Anliegen der Bvangetisclien .Klrcbert gegenüber dem Freistaat erfolgt gemäß Artikel 2
Abs. 4 des Thüringer Staatskifclienvertrages durcYi den Beauftra&ten der Evangetisclsen Kirchen bei Landtag
und Landesregierung. Seine .Aufgaben sind mit „Interessenvertretung", erst recN m.it (3er Vertretung
kommerzieller-Interessen, nur selir uTivollkommen beschrieben. Der Stelle obliegen Aufgaben sus den
Bereichen Gottesdienst, Seelsorge und AndacTiten» Äußerungen zu .ethischen und sozialen Prägen, der
Bmsatz für 'Menschen außerhalb.der Kirctie. Die Tätigkdt der Kirchen im politischen IRaum.ist Td.1 ilires
Öffenttichkeitsauftrags und daTnit Teil ihres grundrechtlicli geschützten Verkündigungsauftrags.
Bme Differenzierung zwischen „Kern aufgaben" und sonstigen Aufgaben (vgl § 9 Abs. 3 S. 2 Drs. 7/3356)
ist nicht m'ögficlm, indem es ntclit dem. Staat obliegt, die Aufgaben der Kirclie zu bewerten. Sind
UTnweltthemen aus der Perspektive der Bewahrung .der Schöpfung „Kemaufgaben"?' Zu welchem
Aufgaberbereich. gehören Äußerungen' der Kirche zu sozialen Themen? Ttiese Unterscheidung ist von den
XircheTi selbst zu treffen unä nicht Sache des Staates. Als dlfferenziereTider Ankrtüpfungspünkt für die
^egistrierungspfltcht Ist das KriteriuTn ungeeignet, indem für die Evangelischen Kirchen auch die Beteiligung
am demokratischen WillensbildungspTOzess „Kemaufgabe" ist. .
Pur die ReHcpons- und Weltanscliauungsgemeinschaften ist also eine freiwillige ^egistrierungsmögliclikdt
vorzusetien und keine Verpfiiclituhg zur Registrierung, Dies würde aucli dem Zustand in anderen
Bundesländern und anfByndesebene entsprechen. . ,
Ober die Registrierung würden die Bvangdischen Kirchen nac1i Inkrafttreten des Gesetzes entscheiden,
wurden hierbei aber auch beachten müssen, ob die Ehiordnimg der Tätigkeit des Beauftragten bei landtag
undUmdesregierunga1s„Lobbyismus" angesichts der vielfältigen Aufgaben jenseits der Interessenvertre"
tung sacligereclit ist. . .

3.'Pazft . , : . .

Wir befürworten die: von d.en Gesetzesentwürfen angestrebte Stärkung der Transparenz demokratischer.

• Willensbildungs" und Entscheidimgsprozesse. ' . •

Die 1RegistrierungspflicVit ist in der oben bescbnebenen Weise und aus den genannten Gründen w
beschränken. • .



Die Kirchen sind im Gesetz als Akteure der positiven Religionsfreiheit aus verfassungsrechfliclien Gründen
von einer Registrierungspflicht auszunehmen. Bine freiwillige Registrierung von ^eligiom- und
Weltanscbauungsgemeinschaften kann im Gesetz vorgeselien sein.

Wir begrüßen die im Freistaat Thüringen bestehende Betdligtentransparenzdokumentation für den
Gesetzgebyngsprozess .und werden aucli künftig der Veröffentlicliung unserer IVHtwirkung im
Anhörungsverfahren und unserer Stellungnalimen zustiTnmen.

1V)it freundlichen Grüßen

Oberkf'rchetirat

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.


